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Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung 

Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien, welche die außerordentliche Hauptversammlung 

am 17. Januar 2013 unter Tagesordnungspunkt 1 beschlossen hat, ist bis zum 16. Januar 2018 

befristet. Sie wird deshalb bereits einige Zeit vor der ordentlichen Hauptversammlung 2018 

abgelaufen sein.  

Um auch zukünftig in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, halten Vorstand und 

Aufsichtsrat es für sinnvoll, die derzeit bestehende Ermächtigung aufzuheben und der 

Gesellschaft in Übereinstimmung mit der üblichen Unternehmenspraxis erneut zu ermöglichen, 

eigene Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu erwerben und zu verwenden. Mit der neuen 

Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll die Gesellschaft erneut in 

der Lage sein, während eines Zeitraums von fünf Jahren Aktien im Umfang von bis zu 10 % des 

Grundkapitals zu erwerben und zu verwenden und damit den gesetzlichen Rahmen für solche 

Ermächtigungen zu nutzen. Dabei soll die neue Ermächtigung im Wesentlichen der derzeit 

bestehenden Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien 

entsprechen. 

Erwerb eigener Aktien 

Mit der neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll es der 

Gesellschaft für fünf Jahre, also bis zum 16. Mai 2022 (einschließlich), möglich sein, eigene 

Aktien im Umfang von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung 

erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft 

bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß § 71d und § 71e AktG zuzurechnen sind, 

zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Damit soll die Gesellschaft den 

gesetzlichen Rahmen für solche Ermächtigungen ausschöpfen können. Der Erwerb der eigenen 

Aktien kann als Kauf über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Kaufangebots bzw. mittels einer an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder mittels der Einräumung von 

Andienungsrechten erfolgen. Die Ermächtigung kann durch die Gesellschaft selbst oder durch 

Unternehmen, an denen die Gesellschaft eine Mehrheitsbeteiligung hält, oder für ihre oder deren 

Rechnung handelnde Dritte ausgeübt werden.  

Beim Erwerb eigener Aktien ist der Gleichbehandlungsgrundsatz der Aktionäre des § 53a AktG 

zu beachten. Der vorgeschlagene Erwerb über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer an alle Aktionäre gerichteten 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, bei denen, vorbehaltlich der 

sogleich beschriebenen Möglichkeit des Ausschlusses des Andienungsrechts, der 

Gleichbehandlungsgrundsatz der Aktionäre ebenfalls zu wahren ist, oder mittels der Einräumung 

von Andienungsrechten trägt diesem Grundsatz Rechnung. Sofern die Anzahl der zum Kauf 

angedienten LEG-Aktien das von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen 

übersteigt, kann der Erwerb unter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach dem 

Verhältnis der Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der angedienten LEG-Aktien je Aktionär 

erfolgen, um das Zuteilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dienen auch die 

Möglichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 50 Stück 

angedienter Aktien je Aktionär und der Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen. Ein 
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etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. Das 

Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Verwendung eigener Aktien, die nachfolgend näher 

beschrieben wird, insbesondere, soweit sie mit einem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

verbunden ist. 

Verwendung eigener Aktien 

Die aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zu jedem gesetzlich 

zulässigen Zweck verwendet werden, insbesondere auch zu folgenden Zwecken: 

Veräußerung der Aktien 

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können über die Börse oder durch ein 

Angebot an alle Aktionäre veräußert werden. Auf diese Weise wird bei der Veräußerung der 

Aktien dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Daneben soll der Vorstand 

erworbene eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle 

Aktionäre veräußern können, zum Beispiel an einen oder mehrere institutionelle Investoren oder 

zur Erschließung neuer Investorenkreise. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass der 

Veräußerungspreis den Börsenpreis einer LEG-Aktie nicht wesentlich unterschreitet. Die 

Möglichkeit der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung 

eines bestmöglichen Preises bei Veräußerung der eigenen Aktien. Durch den Ausschluss des 

Bezugsrechts wird eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht, sodass der bei 

Bezugsrechtsemissionen übliche Abschlag entfällt. Im Vergleich zu einem zeitlich gestreckten 

Verkauf der Aktien über die Börse führt dieses Vorgehen zu einem umgehenden Mittelzufluss 

und vermeidet für den vereinnahmten Gesamtkaufpreis die Unsicherheiten der künftigen 

Börsenentwicklung. Die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, sich im Rahmen der jeweiligen 

Börsenverfassung bietende Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der 

rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss veräußerten Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – 

zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung nicht überschreiten; das 

Ermächtigungsvolumen verringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien 

entfällt oder auf den sich Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus 

Finanzierungsinstrumenten beziehen, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter 

Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Durch die Orientierung des Veräußerungspreises 

am Börsenpreis wird dem Gedanken des Verwässerungsschutzes Rechnung getragen, und das 

Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der Aktionäre wird angemessen gewahrt. Die Verwaltung 

wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises – unter Berücksichtigung der 

aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis so niedrig 

wie möglich zu halten. 

Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von LEG-

Aktien über die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten, während der 

Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden.  
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Es soll dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch möglich sein, eigene Aktien Dritten 

im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

einlagefähigen Wirtschaftsgütern und Forderungen gegen die Gesellschaft oder Unternehmen, an 

denen die Gesellschaft eine Mehrheitsbeteiligung hält, einzusetzen. Die aus diesem Grund 

vorgeschlagene Ermächtigung soll die LEG Immobilien AG im Wettbewerb um interessante 

Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf 

sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb solcher Vermögensgegenstände unter Einsatz eigener 

Aktien zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

Rechnung. Die Entscheidung, ob und in welchem Umfang im Einzelfall eigene Aktien oder 

Aktien aus einem genehmigten Kapital als Akquisitionswährung genutzt werden, trifft der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats, wobei sich Vorstand und Aufsichtsrat ausschließlich 

vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. Bei der Festlegung der 

Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Börsenpreis der LEG-Aktie 

berücksichtigen. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenpreis liegt indes nicht im 

Interesse der Gesellschaft, insbesondere damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch 

Schwankungen des Börsenpreises nicht wieder infrage gestellt werden können.  

Erfüllung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf LEG-Aktien 

Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung bzw. Absicherung von 

Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf LEG-Aktien verwenden können, insbesondere aus und 

im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder Unternehmen, an denen die Gesellschaft eine 

Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen oder gegebenenfalls zukünftig auszugebenden Wandel-

 /Optionsschuldverschreibungen. Der Vorstand wird bei der Entscheidung, ob bei Bedienung 

solcher Erwerbspflichten oder Erwerbsrechte eigene Aktien oder neue Aktien ausgegeben 

werden, die Interessen der Aktionäre angemessen berücksichtigen. Dasselbe gilt bei der 

Entscheidung, ob Wandel- /Optionsschuldverschreibungen – gegebenenfalls auch ausschließlich 

– mit eigenen Aktien bedient werden. In allen solchen Fällen ist das Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossen. Dies gilt auch für die Gewährung einer marktüblichen Form des 

Verwässerungsschutzes, soweit den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- /Optionsrechten 

auf Aktien der Gesellschaft bzw. entsprechender Wandlungs- /Optionspflichten bei 

Bezugsrechtsemissionen der Gesellschaft Bezugsrechte auf Aktien in dem Umfang gewährt 

werden, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss veräußerten Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – 

zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien nicht überschreiten; das Ermächtigungsvolumen 

verringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt oder auf den 

sich Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Finanzierungsinstrumenten 

beziehen, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in direkter oder 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden 

sind. 

Weiter soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Fall einer Veräußerung eigener 

Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht für Spitzenbeträge 

ausschließen können, um die Abwicklung zu erleichtern.   
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Einziehung der Aktien 

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung 

erworbene eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne erneuten Beschluss der 

Hauptversammlung einzuziehen. Die Einziehung kann auch ohne Kapitalherabsetzung erfolgen, 

sodass sich der anteilige Betrag der übrigen Stückaktien am Grundkapital erhöht. Für diesen Fall 

wird der Vorstand zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Stückaktien in der Satzung 

ermächtigt. 

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 

Ermächtigung berichten. 

 


